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Am Wahlabend des 22. September 2024 zeichnete 
sich für die Genossinnen und Genossen der Bran-
denburger SPD mit Blick auf das Ergebnis darstel-
lende Balkendiagramm ab, worauf die Partei mit 
Spannung hingearbeitet hatte: der Landtagswahl-
sieg. Nicht jedoch die 30,9 Prozent waren aus-
schlaggebend für die Interpretation der Statistik 
als Wahlsieg. Stattdessen lag der Fokus auf den 
„wichtigeren“ 1,7 Prozent: So viele Prozentpunk-
te konnte die SPD die AfD hinter sich lassen und 
aufgrund im Wahlkampf getätigter Aussagen nur 
mit explizitem Verweis auf diese Differenz den 
Wahlsieg für sich deklarieren. Eine derartige Vor-
stellung eines Wahlsieges hat jedoch diskutable 
Konsequenzen, auch über die brandenburgische 
Landtagswahl hinaus. 

Woidkes wahlkampftaktisches Ultimatum
Im Juli 2024, zwei Monate vor der Wahl, deutete 
sich ein ganz anderes Bild der politischen Lage in 
Brandenburg an. In Umfragen1 lag die AfD mit etwa 
24 Prozent vorne. SPD und CDU rangierten jeweils 
mit etwa 19 Prozent dahinter. Das BSW kam auf 
knapp 17 Prozent. Grüne und Linke bangten we-
gen der Fünfprozenthürde um den Einzug ins Par-
lament, während die FDP mit knapp 3 Prozent weit 
davon entfernt schien. Im Kontrast zu der Stärke 
der AfD in den parteibezogenen Umfragen ge-
wann man mit Blick auf die Beliebtheit des amtie-
renden Ministerpräsidenten Dietmar Woidke, der 
mit 55 Prozent Zufriedenheit weit vor den persön-

lichen Werten seiner Konkurrenten lag (Redman, 
CDU: 16%; Berndt, AfD: 9%), einen ganz anderen 
Eindruck. Aus dieser Position heraus stellte Woidke 
daher den Wählerinnen und Wählern am 1. August 
ein Ultimatum: „Mein Ziel ist es, gegen die AfD zu 
gewinnen – und wenn ich gegen die AfD verliere, 
bin ich weg.“2 Weiter führte er aus: „Ich werde nicht 
mit irgendjemandem rumverhandeln, wenn ich auf 
dem zweiten oder dritten Platz gelandet bin.“3 
Aus wahlkampftaktischer Sicht der Stimmenmaxi-
mierung mag das entschiedene Vorgehen des „Al-
les oder Nichts“ richtig gewesen sein. Das Wahl-
ergebnis gibt Woidke und der Brandenburger SPD 
dahingehend recht, dass ein Ultimatum Stimmen 
generieren kann. Gut für die SPD, mag man im ers-
ten Moment meinen. Aus demokratietheoretischer 
sowie -praktischer Perspektive hingegen kann das 
Stellen solcher Ultimaten in Wahlen problemati-
siert werden.

Langzeitfolgen: 
Demokratietheoretische Überlegungen
Die diesem Abschnitt zugrundeliegende These 
lautet: Ein derartiges wahlkampftaktisch gestelltes 
Ultimatum untergräbt den im Verhältniswahlsys-
tem angelegten und dort primär betonten Plura-
lismus. Im Folgenden soll diese Überlegung mit 
differenzierten Argumenten hergeleitet und ge-
stützt werden. 
„Für das politische Kräfteverhältnis im Landtag ist 
[…] die Zweitstimme ausschlaggebend (Verhält-
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1	 Infratest Dimap und INSA
2	 https://www.berliner-zeitung.de/news/dietmar-woidke-wenn-ich-gegen-die-afd-verliere-bin-ich-weg-li.2240857 [25.11.2024].
3	 Ebd.
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niswahlrecht)“5, heißt es im Text des brandenbur-
gischen Wahlsystems. Die Logik des Verhältnis-
wahlrechts sieht dabei vor, dass Bürgerinnen und 
Bürger durch den Gang zur Wahlurne ihre politi-
sche Präferenz kundtun und diese anschließend 
im Parlament repräsentiert wird. Dahingehende 
Einschränkungen, wie Sperrklauseln, zielen nicht 
genuin darauf ab, die Verhältnismäßigkeit zu be-
einflussen, sondern Stabilität zu gewährleisten 
– notgedrungen auf Kosten politischer Minder-
heiten. Die Festigung politischer Mehrheiten für 
eine Legislaturperiode, die zur Regierungsfähig-
keit führen, werden also nach dem Wahlakt gene-
riert. In der Regel führt dies im politischen System 
der Bundesrepublik Deutschland zu Koalitionsbil-
dungen.6 Einer gänzlich anderen Logik folgt hin-
gegen eine Mehrheitswahl, deren Prinzipien, wie 
ihr Name ausdrückt, primär auf die Generierung 
politischer Mehrheiten abzielen. Koalitionsbildun-
gen sind dann in der Regel nicht mehr nötig, die 
politische Verantwortung für die Legislatur liegt 
klar bei einer Regierungspartei.
Woidkes Wahlkampftaktik untergräbt jedoch die 
Logik der durchgeführten Verhältniswahl, indem 
sie Narrativen einer Mehrheitswahl folgt. Proble-

matisch ist das, weil sich dies nicht im institutionel-
len Gefüge des politischen Systems widerspiegelt. 
Wie im Folgenden gezeigt werden soll, übernimmt 
man die Nachteile von Mehrheitsprinzipien, ohne 
von deren Vorteilen zu profitieren (illustrativ und 
exemplarisch steht dafür auch die auf diese Wahl 
folgende Koalitionsbildung, die im nächsten Ab-
schnitt genauer beleuchtet wird). In Brandenburg 
sowie in allen anderen Bundesländern und auf 
Bundesebene regiert, wer die Stimmenmehrheit 
der Abgeordneten, nicht die der Wählerinnen und 
Wähler erhält! Dazu gegebenenfalls nötige Koali-
tionen ergeben sich, nachdem die Bevölkerung ihre 
politische Präferenz durch ihre Stimme zum Aus-
druck gebracht hat. Parteivertreterinnen und -ver-
treter treten nach der Wahl zusammen, diskutieren 
programmatische Inhalte und personelle Beset-
zungen und bilden gegebenenfalls eine Koalition. 
Im Falle der diesjährigen Wahl in Brandenburg wer-
den hingegen Vorwahlumfragen als Vorwahlen, wie 
wir sie aus den USA kennen, missinterpretiert. Die 
Kür der stärksten Kraft im ‚demokratischen Lager‘ 
erfolgt anhand einer Kombination von Parame-
tern, die je nach Kontext unterschiedlich gewichtet 
oder ausgetauscht werden können: parteibezo-

4	 Redaktionell eingefügtes Bild: Copyright: Adrian Fiedler, Dietmar Woidke Landtag 2014, CC BY-SA 3.0
5	 https://wahlen.brandenburg.de/wahlen/de/landtagswahl/wahlystem/# [25.11.2024].
6	 Die einzige Ausnahme bildet hier derzeit das Saarland, wo die SPD mittels Verhältniswahl die absolute Mehrheit im Landtag erreichte.
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7	 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-09/michael-kretschmer-unterstuetzung-dietmar-woidke-brandenburg-landtagswahl [25.11.2024].
8	 Auch für Alterspräsidenten lassen sich entsprechende Änderungen der Geschäftsordnung finden. Der Bundestag hat beispielsweise beschlossen, nicht 

das Alter, sondern das Dienstalter als Kriterium für die Besetzung der Alterspräsidentschaft heranzuziehen. Generell gilt, parlamentarische Abläufe, in 
denen gemäß der politischen Kultur der stärksten Fraktion eine hervorgehobene Stellung zukommt und die dadurch besonders leicht obstruierendes 
Verhalten ermöglichen, lassen sich über die Geschäftsordnung (im besten Fall im Vorfeld!) regulieren. Derlei Maßnahmen sind sowohl nachhaltiger als 
auch erfolgssicherer gegenüber einem anvisierten Wahlsieg. Szenen, wie sie in der konstituierenden Sitzung des thüringischen Landtags zu beobachten 
waren, sind besser über Regelwerke als durch Wahlabsprachen zu verhindern. Siehe hierzu auch: Steinbeis, M. (2024): Die verwundbare Demokratie. 
Strategien gegen die populistische Übernahme. München: Hanser.

9	 Dabei soll keineswegs die Rolle der Zivilgesellschaft bei dieser Frage marginalisiert werden. Es geht lediglich darum zu verdeutlichen, dass durch die 
Wahl politische Verantwortung an Repräsentantinnen und Repräsentanten abgegeben wird, deren Aufgabe es wiederum ist politische und demo-
kratische Stabilität zu gewährleisten. Die Zivilgesellschaft hat dahingehend andere Aufgaben zur Wahrung der Demokratie zu erfüllen, nicht aber für 
parlamentarische Mehrheiten zu sorgen.

gene Sonntagsfrage, Amtsbonus und persönliche 
Popularitätswerte eines Spitzenkandidaten. Oder 
anders ausgedrückt: Dem stärksten Pferd im Stall 
sollen sogenannte ‚Leihstimmen‘ der anderen Par-
teien zukommen, um die AfD vom ersten Platz zu 
verdrängen. In der Realität läuft das dann so ab, 
dass Parteienvertreterinnen und -vertreter, die 
nicht selbst in dem Wahlkampf involviert sind, 
also z.B. in anderen Bundesländern oder im Bund 
selbst agieren, aktiv die Klientel ihrer Partei dazu 
aufrufen, die jeweils stärkste ‚demokratische Kraft‘ 
zu wählen. Das prominenteste Beispiel in Branden-
burg stellt dahingehend der sächsische Minister-
präsident Kretschmer (CDU) dar, der sich offen für 
den Sozialdemokraten Woidke aussprach.7 
Institutionell geschieht dies jedoch ohne Not. Ja, 
der AfD das Narrativ zu nehmen, stärkste politische 
Kraft zu sein, entbehrt nicht jeglicher Logik, wenn 
Woidke und die SPD einen Führungsanspruch 
nach der Wahl stellen wollen. Diese Argumentation 
übertrumpft jedoch nicht kurz- und langfristige 
Folgen, die daraus entstehen. Nirgendwo steht ge-
schrieben, dass die stärkste Fraktion im Parlament 
ein alleiniges Recht darauf hat, die Regierung oder 
den/die Landtagspräsident/in zu stellen.8 Das nicht 
auszuräumende, aber nachrangige Argument für 
die von Woidke gewählte Wahlkampftaktik ist da-
her letztlich die Symbolkraft. 
Dem entgegen stehen weitaus mehr und in ihrer 
Summe auch gewichtigere Argumente: Erstens, 
das Setzen auf ein gemeinsames Zugpferd bedient 
das Narrativ der AfD, die anderen (Alt-)Parteien 
würden ein Kartell gegen sie bilden. Zwar liegt 
hier lediglich ein informeller Zusammenschluss 
vor, jedoch verfängt die Erzählung dadurch und 
weitet bereits bestehende Gräben in der Bevöl-
kerung. Zweitens, die Verantwortung, die Stabili-

tät des Landes und der Regierung zu wahren, wird 
zu einem wesentlichen Anteil an die Bevölkerung 
abgegeben, weil mit dem Ultimatum eingefordert 
wird, bereits an der Wahlurne für klare Mehrheits-
verhältnisse zu sorgen.9 Institutionell ist die Mehr-
heitsbildung in Deutschland aber in den Parlamen-
ten verankert. Daraus folgt unmittelbar das dritte 
und bedeutendste Argument: Die vermeintliche 
„Rettung der Demokratie“ entsteht hier auf Kosten 
von politischer Vielfalt, weil das Angebot künst-
lich geschrumpft wird. Längerfristig führt diese 
‚wir-gegen-die‘-Taktik zu einer Polarisierungsspi-
rale und einem dichotomen Freund-Feind-Denken 
das nur noch zwei Seiten anerkennt. Das hier ver-
ankerte Mehrparteiensystem erodiert, bis letztlich 
das Selbstbild jeweils auf beiden Seiten entsteht, 
dass sich nur noch „Demokraten“ und „Anti-Demo-
kraten“ gegenüberstehen – ein Blick über den At-
lantik zeigt, dass solche Verhältnisse nicht wirklich 
als wünschenswert zu erachten und wie bereits er-
wähnt, auch hier nicht institutionell verankert sind.

Kurzzeitfolgen: 
Die Praxis der folgenden Legislatur
Folgen von Woidkes Ultimatum werden auch un-
mittelbar in der kommenden Legislatur spürbar 
sein. Bereits jetzt, in der Frage um mögliche Ko-
alitionsoptionen, wird klar, dass die Stimmenma-
ximierung der Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten zur Stimmenminimierung potentieller 
Koalitionspartner (aus dem demokratischen Spek-
trum) wurde – die Verteilung von Stimmen bleibt 
nun mal ein Nullsummenspiel. Durch das Aus-
scheiden der Grünen aus dem Landtag besteht die 
einzig politisch realistische Mehrheitskoalition aus 
SPD, CDU und BSW, weil Rot-Schwarz eine Stimme 
fehlt.
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Der AfD wäre damit nicht nur die Oppositionsarbeit 
allein überlassen. Die zweite schwerwiegende Fol-
ge des Ausscheidens der Grünen ist, dass die AfD 
über ein Drittel der Sitze im Landtag besetzt und 
dadurch eine Sperrminorität erreicht.10 Zum einen 
sind dadurch Änderungen der Landesverfassung 
ohne die Zustimmung der AfD nicht möglich. Zum 
anderen werden mehr als Zweidrittel der Stimmen 
benötigt, um Landesverfassungsrichter zu wählen11 
oder das Parlament aufzulösen. Letzteres könnte 
nötig sein, um langwierigen politischen Blockaden 
zu entgehen und Neuwahlen anzuordnen. Da noch 
ungewiss ist, wie gut die Zusammenarbeit mit der 
noch jungen Partei BSW funktioniert, ist diese Si-
tuation mitzudenken. Der AfD wäre in einem sol-
chen Fall die Möglichkeit gegeben, die Parteien mit 
Regierungsverantwortung vorzuführen, indem sie 
keiner Parlamentsauflösung zustimmt – ein Nar-
rativ des politischen Stillstands unter sozial- und 
christdemokratischer Verantwortung wäre eine 
nicht unrealistische Folge. Im Nachhinein muss sich 
die SPD mit der Frage auseinandersetzen, ob mehr 
(Grüne) und stärkere (CDU) Koalitionsoptionen, 
auch auf eigene Kosten, die Lage verbessert hätten. 

Fazit
Hätte, wäre, könnte… Im Konjunktiv zu verweilen, 
ändert keine geschaffenen Realitäten. Zudem ist 
man im Nachhinein meistens schlauer. Die darge-
legten Folgen konnten weder in ihrer Gänze vorab 
abgeschätzt werden, noch soll hier eine Mono-
kausalität unterstellt werden, die die aktuellen Ge-
gebenheiten in Brandenburg einzig und allein auf 
Woidkes gestelltes Ultimatum zurückführen. Die 
Gründe für das schwache Abschneiden der Grünen 
auf der einen und die hohe Stimmenzahl für die 
AfD auf der anderen Seite sind breiter gefächert. 
Dennoch sollten sich alle Parteien und Spitzenkan-
didaten bundesweit Gedanken darüber machen, 
welche langfristigen Folgen durch kurzfristige, 
hoch personalisierte Erfolge entstehen können. 
Das brandenburgische Wahlergebnis sollte als An-
lass dienen, darüber nachzudenken, ob es auch 
langfristig sinnvoll ist, parlamentarische Pluralität 
für ein persönlich stärkeres Mandat, das auf eine 
missverständliche Vorstellung eines (Verhältnis-)
Wahlsiegs zurückzuführen ist, aufzugeben.  

10	 Durch das Ausscheiden der Grünen (und anderer Parteien) werden Wähler/innenstimmen nicht im Parlament repräsentiert. Dadurch verschieben sich 
die Sitzverhältnisse im Parlament. Das heißt, obwohl die AfD nicht mehr absolute Stimmen erhalten hat, bekommen sie durch die nicht repräsentierten 
Stimmen von Parteien wie Grünen, FDP, BVB /Freie Wähler oder anderen, mehr Sitze im Parlament, da immer 88 Plätze verteilt werden. 

11	 Turnusmäßig stehen zwar keine Wahlen an. Dennoch könnte es durch das außerordentliche Ausscheiden einer Richterin / eines Richters zu solchen 
Wahlen kommen.

Sitzverteilung im brandenburger Landtag nach der Wahl 2024




